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Landespressekonferenz am 11.09.2007

Baden-Württemberg ist eines der sichersten Bundesländer
- Wir wollen, dass dies auch in Zukunft so bleibt -
Belastungsgrenze der Polizei ist überschritten
Die Polizei in Baden-Württemberg hat ihre Belastungsgrenze längst überschritten. Mit dem von der Landesregierung bis 2012 beschlossenen Stellenabbau von rund 850 Stellen beim Polizeivollzugsdienst und rund 1.100 Stellen in der Verwaltung und im Tarifbereich, steht die Polizei angesichts einer ernst zu nehmenden terroristischen Bedrohungslage, des enormen Bevölkerungs- und Aufgabenzuwachses, der vielfältigen Sonderbelastungen und der massiven Altersstrukturprobleme unmittelbar vor dem Kollaps. 

Probleme werden ignoriert

Die Landesregierung ignoriert die von den Gewerkschaften, von Sicherheitsexperten und von Dienststellenleitern vorgetragenen Problemstellungen seit Jahren beharrlich. 

Kampagne für ein sicheres Baden-Württemberg

Die Kooperation der Polizeigewerkschaften in Baden-Württemberg (GdP, DPolG und BDK) sieht sich aufgrund der Beratungsresistenz und Untätigkeit der Landesregierung gezwungen, mit der heutigen Pressekonferenz den Start öffentlicher Aktionen für den Erhalt der Polizeistärke und damit einer weiterhin leistungsfähigen und bürgernahen Polizei in Baden-Württemberg anzukündigen. Unsere Botschaften werden wir demnächst in Stuttgart in einer Auftaktveranstaltung und danach in allen größeren Städten des Landes öffentlich machen. Wir werden den Bürgern dieses Landes mit dieser Kampagne unmissverständlich vor Augen führen, welche unvermeidbaren Konsequenzen der von der Landesregierung beschlossene personelle Aderlass bei der Polizei haben wird.
Unsere Forderungen

Bestandsaufnahme

Wir fordern die Landesregierung zu einer realistischen Bestandsaufnahme auf. In dieser Bestandsaufnahme muss die gesamte Sicherheitslage - von der aktuellen terroristischen Bedrohungslage über einzelne Kriminalitätsphänomene, dem tatsächlichen Aufgabenzuwachs bis hin zur Vielzahl von kriminal- und verkehrspräventiven Notwendigkeiten – dargestellt und den dafür notwendigen und tatsächlich verfügbaren polizeilichen Personalkapazitäten gegenüber gestellt werden. 
Sicherheitsplan 2007

Als Ergebnis dieser Gesamtschau erwarten wir von der Landesregierung einen „Sicherheitsplan 2007“, oder – wie im CDU-Regierungsprogramm für die Legislaturperiode 2006 bis 2011 von  Ministerpräsident Oettinger in Aussicht gestellt – einen „Pakt für ein sicheres Baden-Württemberg“. 
Verzicht auf Stellenstreichungen und Schaffung eines Einstellungskorridors

Es geht jetzt nicht mehr nur um punktuelle „Schönheitskorrekturen“, sondern um eine Kehrtwendung in der Sicherheitspolitik. Wir fordern deshalb als Sofortmaßnahme erheblich verstärkte Neueinstellungen und einen verlässlichen Einstellungskorridor, u.a. durch den Verzicht auf die bereits beschlossenen Stellenstreichungen. 
Zahlen, Daten und Fakten zur Sicherheitslage in BW
Unter allen Fachleuten sind folgende Fakten unstrittig, die von der Landesregierung mehr oder weniger ignoriert werden: 

· Die Polizei wurde letztmals in den Jahren 1992 bis 1996 (große Koalition) personell verstärkt. Die Bevölkerungs- und Aufgabenentwicklung stellt sich anhand ausgewählter Beispiele wie folgt dar:

· Die Bevölkerung in Baden-Württemberg ist in den vergangenen 10 Jahren um 364.248 Einwohner deutlich angewachsen, ohne dass die Polizei hierfür einen Ausgleich erhalten hat (Quelle: Stat. Landesamt BW). 

· Mit einer Polizeidichte von 1:436 steht Baden-Württemberg bezüglich der personellen Polizeiausstattung im Bund-Länder-Vergleich derzeit auf dem drittletzten Platz.

· Kriminalitäts- und Verkehrsunfallentwicklung - soweit möglich - im 10-Jahres-Vergleichszeitraum: 
(Quellen: Jahresberichte LKA BW, Pressemitteilungen IM und andere offizielle Angaben)

· Polizeiliche Kriminalstatistik (PKS): Die Fallzahlen sind von 598.647 auf 609.837, also um + 1,86% gestiegen. Und dies trotz massiv ausgeweiteter, äußerst personalintensiver kriminalpräventiver Anstrengungen.

· Computerkriminalität + 45%.

· Gewaltdelikte + 22%.

· Rauschgiftkriminalität + 17,36%.

· Politisch motivierte Kriminalität (PMK): + 76,4%; Gesamtzunahme von 23% von 2005 zu 2006 bei einer Zunahme der Gewaltkriminalität von 50%. 

· Jugendkriminalität + 11 % (2005: 20 %); 
Die Tatverdächtigenzahl der unter-21-Jährigen ist im Jahr 2006 mit - 1,9 % erstmals seit dem Jahr 2000 wieder rückläufig. Dennoch ist die Kriminalität von jungen Menschen nach wie vor auf einem sehr hohen Niveau. 

· Wirtschaftskriminalität  + 30,4% (2005->2006);
d.h.,  2006 Höchststand von 17.310 Fällen. 

· Die Internetkriminalität stieg alleine von 2005 auf 2006 um über 9% auf deutlich über 15.000 Fälle (erst seit 2005 separat in der PKS ausgewiesen).

· Gestiegen sind auch die Zahlen in der Verkehrsunfallstatistik im 10-Jahreszeitraum um über 20%.
Die erste Halbjahresbilanz für 2007 mit einem Anstieg der Verkehrsunfälle insgesamt um 5,5% und Verkehrsunfällen mit schweren Verletzungen um + 9,5% bzw. mit leichten Verletzungen um + 6 % ist erschreckend und alarmierend (Quelle: Pressemeldung des Innenministeriums vom 24.08.2007).


Zwischenfazit:
Trotz wachsender Bevölkerung, kritischer Sicherheitslage, deutlichem Aufgabenzuwachs, verstärkter kriminalpräventiver Ausrichtung, höherer Qualitätsansprüche, geringer Personalausstattung im Bund-Ländervergleich, u.v.a.m. muss die Polizei um den Erhalt der notwendigen Personalausstattung bei der Politik seit Jahren vergebens betteln. Auch die Festnahmen in der letzte Woche und die danach öffentlich bekannt gewordene personalintensive Dauerüberwachung „islamistischer Gefährder“ haben an dieser Situation bisher nichts geändert. 

· Neue Bedrohungslagen, Kriminalitätsphänomene oder sonstige sicherheitspolitische Herausforderungen und Aufgabenzuwächse erfordern richtigerweise neue Bekämpfungskonzepte und neue Techniken. Immer ist hierfür jedoch Personal notwendig, welches in der Vergangenheit regelmäßig von der polizeilichen Basis rekrutiert und in die Zentralstellen (z.B. LKA, LfV, deutsch-franz. Zentrum, IZLBW) verlagert werden mussten. Personalausgleiche gab es nicht. Die polizeiliche Alltagsarbeit im Streifen- und Ermittlungsdienst leidet hierunter massiv. Viele operative Basisorganisationseinheiten, die für die unmittelbare Sicherheit der Bürgerinnen und Bürger da sein sollen, können ihre Mindestdienststärken nicht mehr aufrechterhalten. Selbst die per Verwaltungsvorschrift festgelegte polizeiliche Interventionszeit von x+15 Minuten kann gerade im ländlichen Raum nicht mehr durchgängig garantiert werden.

· Selbst die zusätzlichen 200 Ausbildungsstellen aus dem so genannten „Anti-Terror-Sofortprogramm“ - 2002 in Folge der Terrorbedrohung geschaffen - wurden in den Folgehaushalten wieder gestrichen.


· Notwendig, aber gleichwohl erheblich personalbelastend sind die aktuellen Aus- und Fortbildungsaufwendungen, wie beispielsweise  Schulungen für die neue digitale Welt in der Bürokommunikation und neuer polizeilicher Fachanwendungen, Einsatztraining, spezielle Einsatzschulungen, AMOK-Schulungen, Konflikttraining, umfangreiche Rechtsänderungen (z.B. digitale Kontrollgeräte), neue technische Notwendigkeiten (Kriminaltechnik, DNA, …).

· Die Altersstruktur der Polizei in Baden-Württemberg ist - selbst von der Regierungspolitik anerkannt - sehr inhomogen, um nicht zu sagen katastrophal. Der Polizei des Landes droht der Alterskollaps.

Ausgleichende Maßnahmen wurden bisher unterlassen; mittel- und langfristige Maßnahmen sind angeblich angedacht, greifen aber aufgrund der aktuellen Aufgabenüberlastung, der demographischen Entwicklung (Schulabgängerstatistik, Bewerberlage und Nachwuchsbedarf, Überalterung) und der notwendigen Ausbildungsvorlaufzeit heute schon zu spät. Aufgrund der Massierung der über 50jährigen in den operativen Einheiten müssen die jüngeren Polizeibeamten noch viel stärker als bisher zum Ausgleich herangezogen werden. Staatliche Fürsorgepflichten gegenüber den jüngeren schichtdienstleistenden Kolleginnen und Kollegen werden dadurch sträflich vernachlässigt. 

In der Schutzpolizei lag der Alterdurchschnitt im Juli 2007 bei 41,4 Jahren, in der Kriminalpolizei zum gleichen Zeitpunkt bei 46,5 Jahren. Tendenz stark steigend (Quelle u.a.: LT-Drucksache 14/1606 v. 26.07.07).

· Der CDU-Innenexperte MdB Clemens Binninger erklärte im März 2007 gegenüber der Stuttgarter Zeitung: 
„Wenn die Sicherheitslage tatsächlich ernst sei, wovon er ausgehe, dann dürften nicht gleichzeitig Stellen bei der Polizei und der Justiz gestrichen werden. Die Sicherheitskräfte bräuchten vielmehr Verstärkung. Im Zuge der Arbeitszeitverlängerung für Beamte werden allein bei der baden-württembergischen Polizei 850 Stellen abgebaut.“

Alle diese Fakten sind der Landesregierung hinreichend bekannt. Auf Schwachstellen, auf absehbare Entwicklungen, auf strukturelle Problemstellungen weisen die Polizeigewerkschaften schon seit Jahren hin. Innenminister Rech hat mehrfach – auch öffentlich – angekündigt, man werde die erkannten Problem lösen. Entscheidungen, geschweige denn ganzheitliche Konzepte dazu gibt es bisher aber nicht.

Personal der Polizei Baden-Württemberg 
(Stand 01.01.07 - ohne Ausbildungsstellen)
24.572 Vollzugsbeamtinnen/-beamte, 4.824,5 Nichtvollzugsbedienstete
Vollzugsdienst:

Für den Wegfall der Aufgabe „Lebensmittelkontrolle“ werden 236 Stellen gestrichen, für die Verlängerung der Wochenarbeitszeit von 40 auf 41 Stunden weitere 610 Stellen. Die erste Tranche des Stellenabbaus (265 Stellen) erfolgt zum 01.01.2008. Ähnliche Reduzierungen erfolgen in den Jahren 2009 und 2010. Weitere 80 Stellen wurden bzw. werden an das Landesamt für Verfassungsschutz bzw. an das IZLBW übertragen. 
Nichtvollzugsdienst (Verwaltungsbeamte und Tarifbeschäftigte):
Durch die Vorgaben der Verwaltungsreform – von der die meisten Polizeidienststellen nur marginal betroffen waren – sollen bei der Polizei ungefähr 785 Stellen gestrichen werden. Bisher wurden davon 253 Stellen erbracht. Nach ungesicherten Informationen soll die sog. „Effizienzrendite“ abgesenkt werden und Ende des Jahres 2008 auslaufen. Da bei der Polizei keine Aufgaben wegfallen, oder durch Maßnahmen der Verwaltungsreform von anderen Stellen zu erfüllen sind, findet keine Entlastung statt. Vielmehr ist die Effizienzrendite eine reine Stelleneinsparmaßnahme. Die Aufgaben der Administration bei Unterstützungs- und Serviceleistungen müssen künftig auf weniger Schultern verteilt werden oder aber auch von Polizeibeamten übernommen werden, die von diesen so genannten polizeiinadäquaten Aufgaben eigentlich entlastet werden sollten.
Fazit:
Alle Strukturdefizite sind und waren vorhersehbar. Sicherheitsdefizite durch Überlastung und Überalterung der Polizei sind kaum noch vermeidbar. Die bisherigen, hohen Sicherheitsstandards und die schnelle Verfügbarkeit der Polizei für den Bürger sind nicht länger zu halten. Es sind keine Reserven für die dauerhafte Bewältigung besonderer Lagen (Terroranschläge, große Schadensereignisse, Katastrophen, u.a.) vorhanden.
Die sicherheitspolitische Verantwortung trägt die Landesregierung. Sie muss zu allen unvermeidbaren Konsequenzen stehen und sich hierzu bekennen, wenn sie ihren derzeitigen Kurs weiterfahren will.
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